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Berlin, 16. Juni 2021 

 

Pressemitteilung Nr.: 18/2021 

Endlagersuche für Atommüll 

„Die Fachkonferenz und der Zwischenbericht 

Teilgebiete passen nicht zueinander“ 

Die formelle Öffentlichkeitsbeteiligung im Standortauswahlverfahren schreitet 

voran. Am letzten Wochenende (10. – 12. Juni 2021) fand der zweite Beratungstermin 

der Fachkonferenz Teilgebiete erneut auf Grund der Pandemie im Online-Format 

statt. Dieser wichtige Schritt im Standortauswahlverfahren wird in Selbstorganisation 

durch die Zivilgesellschaft mit Unterstützung des Bundesamtes für die Sicherheit der 

nuklearen Entsorgung (BASE) organisiert. Das Nationale Begleitgremium dankt 

insbesondere der ehrenamtlichen Gruppe für die erfolgreiche Vorbereitung des 

zweiten Beratungstermins, trotz aller konzeptionellen und technischen Widrigkeiten. 

Als zentrale Beobachtung aus dem zweiten Beratungstermin konstatiert das NBG: 

Die Fachkonferenz kann ihre gesetzlichen Aufgaben, d.h. die Erörterung des 

Zwischenberichts, nicht vollständig erfüllen, denn die wissenschaftliche Arbeit der 

Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE) zur Auswahl der zu erkundenden 

Standortregionen hat gerade erst begonnen. Eine fundierte Bewertung von 

Zwischenergebnissen wird erst dann möglich sein, wenn mehr Daten ausgewertet sind und 

die betroffenen Gebiete kleiner werden. 

Das Standortauswahlverfahren wurde entworfen in der Annahme, dass im Zwischenbericht 

nur wenige Teilgebiete ausgewiesen werden. Die BGE hat in ihrem Bericht nach der 

Anwendung der Ausschlusskriterien, Mindestanforderungen und geowissenschaftlichen 

Abwägungskriterien aber 90 sogenannte Teilgebiete in Deutschland ausgewiesen. Diese 

umfassen 54 % der Fläche Deutschlands. Dazu passt das Format der Fachkonferenz nicht. 

 

Zu wenige Menschen fühlen sich betroffen und technische Probleme des Online-

Formats 

Das erzeugte zahlreiche Folgeprobleme auf der Fachkonferenz, die von den 

Teilnehmenden der Feedback-Veranstaltung des NBG am 14.06.2021 angesprochen und 

bestätigt wurden. Nur wenige Menschen sahen einen Grund, sich in die komplexe Materie 

einzuarbeiten, die zu diskutierenden Themen blieben daher noch unscharf. Hinzu kamen 
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zahlreiche technische Probleme des Online-Formats, auf die sich die Veranstalter auch 

organisatorisch wenig vorbereitet hatten. 

Die NBG-Ko-Vorsitzende Miranda Schreurs sagt: 

„Das NBG hat immer wieder unterstrichen, dass auch in Zeiten der Pandemie bei einem 

Online-Format der Fachkonferenz Teilgebiete eine qualitativ hochwertige 

Beteiligungsmöglichkeit anzubieten ist. Da besteht noch Verbesserungsbedarf und hier 

steht das BASE weiterhin in der Pflicht.“ 

Positiv: fundierte Anträge der Vertreter*innen der Öffentlichkeit 

Positiv hervorzuheben ist, dass die Teilnehmenden aus Kommunen, Wissenschaft, 

Bürgerschaft und Zivilgesellschaft bereits vor dem Beratungstermin fundierte Anträge 

ausgearbeitet hatten, die auf der Fachkonferenz mit großer Zustimmung verabschiedet 

wurden. 

Die Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE) wurde darin aufgefordert, ihre nächsten 

Auswahlschritte transparent zu machen, das BASE wurde aufgefordert, diese 

Auswahlschritte in einem geeigneten Fachforum der öffentlichen Kontrolle zu 

unterwerfen. Dies deckt sich mit den Zielen, die auch das NBG seit seiner Gründung immer 

wieder hervorhebt. 

Das NBG appelliert daher an die Verantwortlichen, die Beschlüsse der Fachkonferenz zu 

berücksichtigen. 

Armin Grunwald, Ko-Vorsitzender des NBG, betont: 

„Der zweite Beratungstermin hat aufgezeigt: Die Fachkonferenz und der Zwischenbericht 

Teilgebiete passen nicht zueinander. Das Bundesumweltministerium und das BASE können 

das Verfahren nur absichern, wenn sie jetzt auf die Interessierten zugehen und gemeinsam 

einen guten Beteiligungsplan für die nächsten Jahre entwickeln.“ 
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Über das NBG  
Das Nationale Begleitgremium ist ein unabhängiges, pluralistisch zusammengesetztes 
gesellschaftliches Gremium. Wissenschaftler*innen, Politiker*innen, Studierende, 
interessierte Bürger*innen – die Bandbreite der Mitglieder spiegelt die Vielfalt der 
Gesellschaft wider. Ziel ist es, die Endlagersuche für hoch radioaktive Abfälle vermittelnd 
zu begleiten – unabhängig, transparent und bürgernah.  
  
Dem Gremium gehören nach dem Standortauswahlgesetz (StandAG) 18 Mitglieder an: 
Zwölf anerkannte Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens, die vom Bundestag und 
Bundesrat gewählt werden und sechs Bürgervertreter*innen, die von der 
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Bundesumweltministerin ernannt werden. Eine Amtszeit beträgt drei Jahre, zwei 
Wiederwahlen sind möglich.  
 
Zu den anerkannten Persönlichkeiten gehören  
 

• Prof. Dr. Miranda Schreurs, Ko-Vorsitzende, Professorin für Umwelt und 
Klimapolitik, Hochschule für Politik an der TU München, ehemaliges Mitglied im 
Sachverständigenrat für Umweltfragen  

• Prof. Dr. Armin Grunwald, Ko-Vorsitzender, Leiter des Büros für Technikfolgen-
Abschätzung beim Deutschen Bundestag, ehemaliges Mitglied der 
Endlagerkommission  

• Dr. Günther Beckstein, Ministerpräsident a.D. Freistaat Bayern 
• Klaus Brunsmeier, Mitglied Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland 

(BUND), ehemaliges Mitglied der Endlagerkommission  
• Dr. Dr. h.c. Markus Dröge, ehemaliger Bischof der Evangelischen Kirche Berlin-

Brandenburg – schlesische Oberlausitz, Mitglied des Rates der EKD  
• Prof. Dr. Rainer Grießhammer, Chemiker, Honorarprofessor an der Albert-

Ludwigs-Universität Freiburg  
• Jo Leinen, ehemaliges Mitglied des Europäischen Parlaments  
• Dr. habil. Monika C. M. Müller, Studienleiterin für Naturwissenschaften, Ökologie 

und Umweltpolitik der Evangelischen Akademie Loccum  
• Prof. Dr. Werner Rühm, Leiter der Arbeitsgruppe „Medizin- und 

Umweltdosimetrie“ im Institut für Strahlenmedizin am Helmholtz Zentrum 
München  

• Prof. Dr. Dr. h.c. Roland Sauerbrey, Physiker, ehemaliger Wissenschaftlicher 
Direktor des Helmholtz-Zentrums Dresden-Rossendorf  

• Prof. Dr. Maria-Theresia Schafmeister, Geologin, Lehrstuhl für Angewandte 
Geologie/Hydrogeologie an der Universität Greifswald  

• Prof. Dr. Magdalena Scheck-Wenderoth, Geologin, Direktorin des Departments 4 
Geosysteme am Helmholtz-Zentrum Potsdam – Deutsches GeoForschungsZentrum  

 
 
 
Als Bürgervertreter*innen benannt sind  
 

• Marion Durst, Diplompädagogin für Physik, Astronomie und Mathematik, 
Jena/Thüringen 

• Lukas Fachtan, Master-Student der Geographie, Landkreis Tirschenreuth/Bayern 
• Tobias Flieger, Marktforscher mit Schwerpunkt User Experience, Wiesbaden/ 

Hessen  
• Annette Lindackers, Ingenieurin und freie Journalistin, Radebeul/Sachsen 
• Jorina Suckow, Rechtsreferendarin, Hamburg 
• Dr. Manfred Suddendorf, Selbstständiger Unternehmensberater und Dozent, 

Landkreis Nordwestmecklenburg 

 


